Allgemeine Erklärung der Menschenrechte Artikel 3

„Jeder Mensch hat das Recht auf Leben“

In 40% aller Nationen weltweit , das entspricht 80 Staaten, wurde die Todesstrafe per Gesetz oder praktisch abgeschafft.
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Pro und Contra

In einer Übersicht stellt das ai-JOURNAL die wichtigsten und häufigsten Argumente für sowie die überzeugendsten Argumente gegen die Todesstrafe vor. 

1) Die Todesstrafe ist abschreckender als jede andere Strafe

Die abschreckende Wirkung der Todesstrafe konnte bisher nicht nachgewiesen werden. Keine Statistik kann dokumentieren, daß es einen Zusammenhang zwischen der Todesstrafe und einem Rückgang der Kriminalität gibt. In den US-Bundesstaaten mit Todesstrafe ist die Zahl der Tötungsdelikte nicht niedriger als in denen ohne - in vielen ist sie sogar höher. Im benachbarten Kanada, das 1976 die Todesstrafe abgeschafft hat, ist die Mordrate so niedrig wie noch nie und viel niedriger als in den Vereinigten Staaten von Amerika.
Abschrecken könnte die Todesstrafe nur bei gezielten Verbrechen. Die meisten Morde geschehen aber im Affekt, im Streit oder aufgrund einer psychischen Erkrankung. Diese Mörder denken während der Tat nicht über mögliche Folgen nach, so daß ihre Verbrechen auch nicht zu verhindern sind. Und die vorsätzlichen Mörder rechnen in seltensten Fällen damit, gefaßt zu werden.
Statt eine abschreckende hat die Todesstrafe eher eine verrohende Wirkung. Kriminologen beklagen, daß Hinrichtungen die Schwerstkriminalität sogar fördern. Wenn selbst der Staat tötet, zeigt er, daß er das Töten billigt.


2.) Die Todesstrafe beugt weiteren Straftaten vor.

Ein toter Mörder kann nicht noch einmal morden - dieses Argument ist nicht von der Hand zu weisen. Demgegenüber steht die Tatsache, daß auch ein Mörder ein Recht auf Leben hat. Außerdem ist es fraglich, ob die psychische Notsituation, in der viele Morde geschehen, sich wiederholen wird. Die Rückfallquote bei Tötungsdelikten beträgt nach Beendigung einer Haftstrafe ein bis drei Prozent. Viele Mörder haben deshalb die Möglichkeit zur Rehabilitierung. Gleichzeitig steht eines außer Frage: Mörder verdienen eine Bestrafung. Und vor Menschen, die eine Gefährdung für die Allgemeinheit darstellen, muß die Gesellschaft geschützt werden. Dazu bedarf es aber nicht der Hinrichtung.


3) Zum Tode Verurteilte "verdienen" die Todesstrafe.

Auch Mörder haben das in der "Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte" garantierte Recht auf Leben. Ein von Angehörigen der Opfer geäußerter Wunsch nach Vergeltung ist zwar menschlich verständlich, doch Richter müssen nach rechtsstaatlichen Grundsätzen urteilen, die bewußt dem Einfluß des "gesunden Volksempfindens" entzogen worden sind. Mit einem griffigen Slogan haben amerikanische Todesstrafengegner das Argument der Rache widerlegt: "Warum töten wir Menschen, die Menschen getötet haben? Um zu zeigen, daß es Unrecht ist, Menschen zu töten?"
Ein wichtiges Argument ist außerdem die Gefahr eines Fehlurteils. Kein Rechtssystem ist unfehlbar. Es gibt zahlreiche Beispiele für Justizirrtümer. Bei Todesurteilen ist das besonders schlimm, weil Hinrichtungen nicht rückgängig gemacht werden können. In den USA werden gelegentlich Menschen aus dem Todestrakt entlassen, weil ihre Unschuld nachgewiesen werden konnte. Andere werden hingerichtet, obwohl erhebliche Zweifel an ihrer Schuld bestehen. Die Wahrheit kommt nach der Hinrichtung nur selten an die Öffentlichkeit.


4) Die Todesstrafe ist gerecht.

Töten ist nie gerecht, auch nicht, wenn es staatlich angeordnet wird. Und auch die Anwendung der Todesstrafe ist nicht gerecht. In den USA beispielsweise wird die Todesstrafe je nach Hautfarbe unterschiedlich angewendet. Ein Mord an einem Weißen zieht fast immer die Todesstrafe nach sich, bei einem Mord an einem Schwarzen ist die Wahrscheinlichkeit zehnmal seltener. Wer arm, schwarz und unterprivilegiert ist, den trifft die Todesstrafe. Wer reich und gesellschaftlich anerkannt ist, muß kein Todesurteil befürchten. In einigen Ländern wird die Todesstrafe zudem politisch mißbraucht, um Andersdenkende auszuschalten. Der Nigerianer Ken Saro-Wiwa ist nur ein Beispiel. Um eine weitere politische Arbeit gegen den Shell-Konzern zu verhindern, wurde er des Mordes bezichtigt, in einem unfairen Prozeß zum Tode verurteilt und hingerichtet.


5) Eine lebenslange Haftstrafe ist grausamer als eine Hinrichtung.

Eine Hinrichtung verletzt das Recht auf Leben, eine lebenslange Haftstrafe nicht. Das Leben im Todestrakt mit der Möglichkeit, am kommenden Tag eventuell hingerichtet werden zu können, ist viel grausamer als eine lebenslängliche Haftstrafe. Und wenn ein rechtsstaatliches Berufungsverfahren garantiert ist, dann leben die Todeskandidaten Jahre bis Jahrzehnte im Todestrakt.


6) Terroristen hinzurichten ist legitim.

Attentäter und Terroristen kalkulieren bei ihrem Handeln den Tod mit ein. Oft wird der Märtyrertod bewußt in Kauf genommen, so daß eine abschreckende Wirkung gerade bei politisch motivierten Tätern höchst unwahrscheinlich ist.
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Die Todesstrafe in den USA ist... 

· WILLKÜRLICH: Nur etwa 1% der in den USA begangenen Morde hat die Todesstrafe zur Folge; 

· RASSISTISCH: Jedes Rechtssystem spiegelt die Vorurteile der Gesellschaft wieder, die es repräsentiert. Fälle mit der Kombination weißes Opfer und schwarzer Täter führen bis zu 6 mal häufiger zu Todesurteilen als bei umgekehrter Konstellation; 

· UNFAIR: Diejenigen, die sich am wenigsten selbst verteidigen können, werden am häufigsten verurteilt. Neunzig Prozent aller zum Tode Verurteilten waren zu arm, um sich einen Wahlverteidiger leisten zu können. Von Gerichten beauftragte Pflichtverteidiger sind oft unerfahren, inkompetent und unterbezahlt; 

· FEHLERBEHAFTET: Seit 1900 wurden in den USA mindestens 450 Menschen zum Tode verurteilt, deren Unschuld später bewiesen wurde. Mindestens 23 Unschuldige wurden tatsächlich hingerichtet. Von 1973 bis 1999 wurden 84 Menschen aus den Todestrakten entlassen, deren Unschuld schließlich nachgewiesen werden konnte; 

· WIRKUNGSLOS: Keine glaubwürdige Studie hat jemals bewiesen, dass die Todesstrafe Gewaltverbrechen wirkungsvoller abschreckt als andere Strafen. US-Bundesstaaten, die häufig Hinrichtungen vollstrecken, haben im Durchschnitt höhere Mordraten als Bundesstaaten, die die Todesstrafe abgeschafft haben; 

· GRAUSAM: Alle Hinrichtungsmethoden können zu einem langsamen und qualvollen Tod führen. Exekutionen degradieren und brutalisieren alle an dem Prozess Beteiligten; 

· ÜBERHOLT: Es gibt einen weltweiten Trend, die Todesstrafe abzuschaffen. Die Vereinten Nationen haben ihre Mitgliedstaaten wiederholt aufgefordert, die Todesstrafe vollständig abzuschaffen; 

· UNANGEMESSEN: Alternative Strafen existieren, die dem legitimen Sicherheitsbedürfnis der Gesellschaft nachkommen. Mörder umzubringen lehrt die Menschen nur, dass Rache gerechtfertigt ist und dass Gewalt eine angemessene Antwort auf gewalttätiges Verhalten ist; 

· POLITISCH BEEINFLUSST: Staatsanwälte, Richter und Gouverneure sind gewählte Beamte. Ihr Verhalten in Todesstrafenfällen wird oftmals durch den Wunsch beeinflusst, gegenüber einer besorgten Wählerschaft "tough on crime" erscheinen zu wollen; 

· WENIGER POPULÄR ALS ANGENOMMEN: Meinungsumfragen belegen, dass die Befürwortung der Todesstrafe deutlich abnimmt, wenn alternative Strafen angeboten werden, z. B. lebenslänglich ohne die Möglichkeit der vorzeitigen Haftentlassung; 

· EINE VERLETZUNG INTERNATIONALEN RECHTS: 24 US-Bundesstaaten lassen die Hinrichtung von Menschen zu, die zum Zeitpunkt der Tat minderjährig waren. Internationale Menschenrechtsstandards verbieten derartige Exekutionen ausdrücklich; 

· TEUER: Prozesse, die mit einem Todesurteil enden können, sind langwierig und kompliziert. Gleiches gilt für die Berufungsschritte. Studien belegen, dass es 2 – 6 mal teurer ist, ein Todesurteil an Stelle von lebenslanger Haft zu verhängen; 

· EINE MENSCHENRECHTSVERLETZUNG: Jede Hinrichtung unterläuft das Prinzip fundamentaler und universeller Menschenrechte. Die Todesstrafe stellt den angeborenen Wert jeden menschlichen Lebens in Abrede und setzt den Respekt für menschliche Würde herab. Sie ist eine grausame, entwürdigende und sinnlose Strafe.
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Die Todesstrafe schafft Gewaltverbrechen nicht aus der Welt 

Einige Regierungen vertreten den Standpunkt, in Gesellschaften mit hoher Gewaltkriminalität sei die Todesstrafe unerläßlich. Sie sei zum einen notwendig, um potentielle Täter abzuschrecken, zum anderen, um für die Opfer von Gewaltverbrechen und ihre Familien gerechte Vergeltung zu üben. 

Regierungen, die sich einer solchen Argumentation bedienen, stehlen sich aus ihrer Verantwortung. Anstatt durch überlegtes politisches Handeln die Ursachen der Kriminalität zu bekämpfen, setzen sie auf die Todesstrafe und glauben, damit ein »Allheilmittel« gegen Gewaltverbrechen gefunden zu haben. Dabei verkennen sie, daß von der Todesstrafe kein größerer Abschreckungseffekt ausgeht als von anderen Strafen, daß im Gegenteil das staatlich sanktionierte Auslöschen von Menschenleben erheblich dazu beiträgt, ein Klima der Gewalt zu erzeugen. Es stünde Regierungen gut an, wenn sie für die Opfer von Gewaltverbrechen und deren Familien finanzielle und anderweitige Unterstützung bereitstellen würden, um ihnen auf diese Weise zu helfen, ihren Schmerz zu bewältigen und ihr Leben neu zu gestalten. Statt dessen aber beugen sich einige Regierungen dem Druck der öffentlichen Meinung und propagieren das Prinzip der Vergeltung. Sie schüren damit ein Klima, in dem Rache und Brutalität vorherrschen. Es stünde Regierungen des weiteren gut an, Reformen auf den Weg zu bringen, um Armut und unwürdige Wohnverhältnisse zu bekämpfen und den Menschen Lebensperspektiven zu geben. Genau dies aber unterlassen Regierungen vielfach. Sie entledigen sich ihrer Verantwortung, indem sie es der Strafjustiz aufbürden, mit den Folgen der Hoffnungslosigkeit und Verzweiflung von Menschen umzugehen. Und die Justiz reagiert in der ihr einzig möglichen Art und Weise: Sie verhängt immer härtere Strafen. 

Jüngste Erfahrungen in Kenia haben gezeigt, daß die Todesstrafe nicht dazu beiträgt, vor Gewaltverbrechen abzuschrecken, sondern daß sie vielmehr als Deckmantel mißbraucht werden kann, um vom Versagen der Regierung abzulenken, die Korruption in den Reihen der Polizei zu bekämpfen und Maßnahmen zur Armutsbeseitigung zu ergreifen. So erklärte der Abgeordnete Kiraitu Murungi während einer Todesstrafendebatte 1994 im kenianischen Parlament: »Wir erleben in den 90er Jahren mehr gewalttätige Raubüberfälle als 1975, dem Jahr, in dem wir die Todesstrafe für den Tatbestand des bewaffneten Raubüberfalls eingeführt haben. Es bleibt somit festzuhalten, daß die Zahl der Raubüberfälle gestiegen ist, obwohl unsere Gesetze die Todesstrafe vorsehen.« Bis 1998 sind in Kenia mehr als 1400 Menschen wegen unterschiedlicher Delikte zum Tode verurteilt worden. Sie wurden von einem Justizsystem in die Todeszellen geschickt, das aufgrund häufiger Korruptionsskandale traurige Berühmtheit erlangt hat. Daß Armut und Arbeitslosigkeit der Kriminalität den Boden bereiten, ist eine Erkenntnis, die in Kenia von vielen Menschen geteilt wird, selbst von Polizeisprecher Peter Kimanthi. Anstatt jedoch soziale Mißstände zu beseitigen oder evidente Probleme im Polizei- und Justizsystem des Landes anzugehen, halten die kenianischen Behörden an der obligatorischen Todesstrafe für Schwerverbrechen fest und lassen es sogar zu, daß diese äußerste Strafe nach oftmals grob unfairen Gerichtsverfahren verhängt wird. 

»Ein jeder Mensch«, so der südafrikanische Verfassungsrichter Sachs 1995, »hat das Recht auf Leben. Wäre dies nicht der Fall«, so Richter Sachs weiter, »hätte der Mörder unbeabsichtigt einen endgültigen und perversen moralischen Sieg errungen, indem er den Staat ebenfalls zum Mörder macht und damit die Schwelle der Abscheu der Gesellschaft gegenüber dem geplanten Auslöschen von Menschenleben senkt.« Keine Gesellschaft darf hinnehmen, daß wehrlose Menschen, was auch immer sie getan haben mögen, in vorsätzlicher Weise getötet werden. Anderenfalls wären wir alle zum Leben in einer Welt verurteilt, in der Brutalität, offiziell sanktioniert, um sich greifen kann, in der Mörder die Moral bestimmen und in der Vertreter des Staates einen Freibrief besitzen, Menschen kaltblütig zu erschießen, zu erhängen, zu vergiften oder mit Stromstößen zu töten. 

Die Grausamkeit von Hinrichtungen 

Die Todesstrafe ist kein abstraktes Gedankengebilde. Ihre Anwendung bedeutet, daß Menschen in schwerster Weise seelisch und körperlich gequält werden, bis ihr Leben ausgelöscht ist. Eine jede Hinrichtung stellt eine Vergewaltigung elementarer menschlicher Gefühle dar. Sie negiert nicht nur den Willen des Opfers zu leben, sondern auch das instinktive Bedürfnis Dritter, einem leidenden Mitmenschen zu helfen. Der Vollzug der Todesstrafe ist ein widerlicher Akt, den vorzunehmen oder zu bezeugen von niemandem verlangt werden darf, und den anzuordnen schon gar niemand das Recht haben darf. 

Welche Hinrichtungsmethoden auch immer gewählt werden, sie sind allesamt grausam und bergen die Gefahr, daß Komplikationen auftreten. Die Giftspritze als »humane« Form der Tötung anzupreisen, ist ein völlig irriger Trugschluß. Für die Verurteilten ändert sich durch diese Art der Hinrichtung das qualvolle Warten auf den Augenblick des Todes in keiner Weise. Außerdem muß den Befürwortern der Giftspritze aufs schärfste widersprochen werden, wenn sie behaupten, die Injektion eines tödlichen Giftes sei ein klinischer und für das Opfer schmerzfreier Vorgang. Die Erfahrung zeigt, daß im Gegenteil Hinrichtungen mit der Giftspritze von oftmals langen Todesqualen begleitet sind. Dies war beispielsweise im Februar 1998 in Guatemala der Fall, als dort mit Manuel Martínez Coronado erstmals ein Gefangener durch die Injektion einer tödlichen Giftmischung starb. Sein Tod würde schmerzlos sein und innerhalb von 30 Sekunden eintreten, hatten die guatemaltekischen Behörden zuvor versichert. Tatsächlich aber rang Manuel Martínez Coronado, ein verarmter Kleinbauer indigener Abstammung, 18 Minuten lang mit dem Tode. Durch einen Stromausfall hatte sich die Injektionsapparatur ausgeschaltet, wodurch die Zufuhr der todbringenden Flüssigkeit unterbrochen worden war. Zeugen der Hinrichtung erklärten darüber hinaus, die Vollstreckungsbeamten hätten nur mit Mühe eine Vene gefunden, in die sie die Kanüle zur Verabreichung des Giftes einführen konnten. Julio Arango, der guatemaltekische Sonderstaatsanwalt für Menschenrechte, kommentierte die Hinrichtung von Manuel Matrizen Coronado denn auch mit den Worten: »Ich denke, wir alle stehen in der Pflicht, offen auszusprechen, was geschehen ist: Seine Arme waren voller Blut.« Die Exekution wurde live übertragen. Wer immer es hören wollte, konnte zuschalten, als das Wehklagen der drei Kinder von Manuel Matrizen Coronado und ihrer Mutter aus dem Zuschauerraum über den Äther nach draußen drang. 

Die Hinrichtung von Manuel Matrizen Coronado durch die Giftspritze war ein Versuch der guatemaltekischen Behörden, das staatlich angeordnete Auslöschen von Menschenleben in weniger brutaler Form erscheinen zu lassen. Noch 1996, als in Guatemala erstmals seit 13 Jahren wieder die Todesstrafe vollstreckt wurde, hatten Erschießungskommandos das blutige Handwerk verrichtet. Einer der seinerzeit hingerichteten Gefangenen hatte die erste Gewehrsalve überlebt und möglicherweise mitanhören müssen, wie die Order ausgegeben wurde, den nächsten Schuß gezielt auf seinen Kopf abzugeben. Der Vorfall hatte seinerzeit in Guatemala wie im Ausland empörte Reaktionen ausgelöst, was die guatemaltekischen Behörden veranlaßte, Exekutionen nicht mehr durch Erschießungskommandos ausführen zu lassen. Eine vernünftigere Entscheidung wäre es gewesen, wenn sie ganz auf die Todesstrafe verzichtet hätten. 

In mehreren Bundesstaaten der USA werden zum Tode verurteilte Gefangene weiterhin auf dem elektrischen Stuhl hingerichtet. Florida ist einer dieser Staaten. Dort fand 1997 die Exekution von Pedro Medino statt, eines kubanischen Flüchtlings, dessen geistige Gesundheit von Kindheit an beeinträchtigt war. Für seine Hinrichtung wurde ein elektrischer Stuhl benutzt, der sich bereits seit 73 Jahren in Betrieb befand. Wenig verwunderlich also, daß er bei der Hinrichtung versagte. Um so schlimmer aber für Pedro Medino, aus dessen schwarzer lederner Gesichtsmaske plötzlich orangefarbene und blaue Stichflammen stoben, die die Todeskammer in Rauch einhüllten. Die Stromzufuhr wurde dennoch nicht unterbrochen, sondern der Tötungsakt unerbittlich zu Ende geführt. 

In Afghanistan zwang man im Berichtszeitraum fünf Männer, die Scharia-Gerichte widernatürlicher sexueller Handlungen für schuldig befunden hatten, sich vor einer Mauer aufzustellen, die anschließend zum Einsturz gebracht wurde und die Verurteilten unter sich begrub. Zwei der Männer starben erst einen Tag später im Krankenhaus, ein dritter kam mit dem Leben davon. Zu den in Afghanistan ansonsten erlaubten Exekutionsmethoden zählen Steinigungen, das Aufhängen an Kränen oder das Aufschlitzen der Kehle. 

Die vorstehend geschilderten Hinrichtungen sind nur einige wenige ausgesuchte Beispiele für die Grausamkeit der Todesstrafe. Ein Staat, der glaubt, Menschenleben kaltblütig auslöschen zu dürfen, bewegt sich auf einem gefährlichen Grat hin zu Praktiken, die sich von Folterhandlungen nicht mehr unterscheiden. 

Die Folter wird weltweit verurteilt und ihr Verbot auch von denjenigen nicht in Frage gestellt, die die Todesstrafe befürworten. Eine Hinrichtung aber ist ein Vorgang, bei dem einem wehrlosen Menschen vorsätzlich große körperliche und seelische Schmerzen zugefügt werden, und genau dies ist in internationalen Standards als Folterhandlung definiert. Wenn das Aufhängen eines Menschen an den Armen oder Beinen, bis er seine Schmerzen laut herausschreit, als Folter beurteilt wird, wieso läßt man es dann zu, daß Menschen mit einem Strick um den Hals der Boden unter den Füßen weggezogen wird, bis sie elendig sterben? Was macht es für einen Unterschied, ob ein Gefangener mit Stromstößen von 100 Volt gequält wird, um ihm ein Geständnis abzupressen, oder ob 2000 Volt durch seinen Körper gejagt werden, um ihn zu töten? Wenn Scheinhinrichtungen den Tatbestand der Folter erfüllen, wie erst ist das seelische Leiden zum Tode verurteilter Menschen begrifflich zu fassen, die jahrelang den entsetzlichen Augenblick fürchten, an dem man sie mit der Giftspritze hinrichten wird? 

Daß dem Vollzug der Todesstrafe rechtliche Verfahren vorausgehen, macht den Vorgang für die Opfer nicht weniger grausam, als es Folterungen wären. Ihre Pein und ihre Entwürdigung wird nicht dadurch gemildert, daß man sie im Namen des Gesetzes zum Sterben verurteilt hat. 

In einigen Teilen der Welt gab es Ansätze, eine möglichst große Öffentlichkeit am grausamen Spektakel von Hinrichtungen teilnehmen zu lassen. Dies ist ein durch und durch beunruhigender Trend, deutet er doch darauf hin, daß einigen Regierungen das Schamgefühl für ihr Tun abhanden kommt und befürchtet werden muß, daß Brutalität und Tod Gesellschaften ihren Stempel aufdrücken werden. 

Internationale Gremien haben öffentliche Hinrichtungen unmißverständlich verurteilt, so auch der UN-Menschenrechtsausschuß, als er 1996 den öffentlichen Vollzug von Todesurteilen als »mit der Würde des Menschen unvereinbar« kritisierte. Dessenungeachtet lassen Regierungen in verschiedenen Teilen der Welt die Öffentlichkeit Hinrichtungen beiwohnen, laden sie bisweilen sogar ausdrücklich dazu ein. In Saudi-Arabien finden Exekutionen fast immer öffentlich statt. Handelt es sich bei den Opfern um ausländische Arbeitnehmer, kann es passieren, daß deren Familien nicht einmal um die Hinrichtung wissen, während die saudische Öffentlichkeit über den Exekutionstermin informiert ist und sich zu dem abscheulichen Ereignis einfinden kann. In anderen Staaten ist der öffentliche Vollzug von Todesurteilen ein relativ neues Phänomen, so beispielsweise in Ruanda, wo am 24. April 1998 eine Frau und 21 Männer, die Gerichte der Teilnahme am Völkermord 1994 für schuldig befunden hatten, von einem Erschießungskommando exekutiert wurden. Die Hinrichtungen fanden vor den Augen einer großen Menschenmenge statt, in der sich auch zahlreiche Kinder aufhielten. 
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Mehrheit gegen die Todesstrafe 
Intensive Debatte in den USA: New Hampshire ist der erste Bundesstaat, in dem der Kongress für die Abschaffung der Todesstrafe gestimmt hat. Der Senat folgte mit 14 gegen zehn Stimmen dem Votum des Abgeordnetenhauses. Allerdings hätte eine Gesetzesänderung einer Zweidrittelmehrheit der Senatoren (16 Stimmen) bedurft, weil die demokratische Gouverneurin Jeanne Shaheen zuvor ihr Veto gegen die Abschaffung angekündigt hatte. Obwohl die Todesstrafe seit ihrer Wiederzulassung in den USA auch in New Hampshire verhängt werden kann, haben dort seit 1939 keine Hinrichtungen mehr stattgefunden. Auch Todesurteile wurden in den vergangenen Jahren nicht mehr ausgesprochen. 

Gegner der Todesstrafe begrüßten das Votum des Kongresses von New Hampshire trotz der gescheiterten Abschaffung als möglichen Beginn einer Trendwende in den USA. Die Todesstrafe wird in den USA verstärkt diskutiert, seitdem der Gouverneur von Illinois beschlossen hatte, Hinrichtungen vorläufig auszusetzen. Anlass dafür war die Aufdeckung einer Reihe von fehlerhaften Todesurteilen, durch die Unschuldige nur knapp der Exekution entkamen. 
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	Themenbericht 

Todesstrafe und Hinrichtungen im Jahr 2000

April 2001
AI INDEX: ACT 51/002/2001
Verbindlich ist das Original: Death sentences and executions in 2000 

Im Jahr 2000 wurden mindestens 1.457 Gefangene in 28 Ländern hingerichtet. 3.058 Personen in 65 Ländern wurden zum Tode verurteilt. Diese Zahlen geben nur den Wissensstand von amnesty international wieder; die tatsächlichen Zahlen sind mit Sicherheit höher.

Die Todesstrafe wurde 2000 in folgenden Staaten und Gebieten verhängt: 

ÄGYPTEN
ÄTHIOPIEN
AFGHANISTAN 
ALGERIEN
ARMENIEN
BAHAMAS
BAHRAIN
BANGLADESCH
BARBADOS
BELARUS (WEISSRUSSLAND)
BELIZE
BOTSWANA
BURUNDI
CHINA
GAMBIA
GUATEMALA
GUYANA
INDIEN
INDONESIEN
IRAK
IRAN
JAMAIKA
JAPAN
JORDANIEN
JEMEN
JUGOSLAWIEN (Bundesrepublik)
KAMERUN
KASACHSTAN
KENIA
KIRGISTAN
KONGO (Demokratische Republik)
KONGO (Republik)
KUBA
KUWAIT
LIBANON
LIBYEN
MALAWI
MALAYSIA
MALI
MAROKKO
MONGOLEI
MYANMAR
OMAN
PAKISTAN
PALÄSTINENSISCHE AUTONOMIEGEBIET
PHILIPPINEN
RUANDA
SAMBIA
SAMOA
SAUDI ARABIEN
SIMBABWE
SINGAPUR
SOMALIA
SRI LANKA
SWASILAND
TADSCHIKISTAN
TAIWAN
THAILAND
TRINIDAD UND TOBAGO
TÜRKEI
UGANDA
USBEKISTAN
VEREINIGTE ARABISCHE EMIRATE
VEREINIGTE STAATEN VON AMERIKA
VIET NAM 

Hinrichrichtungen wurden 2000 in folgenden Ländern durchgeführt: 

ÄGYPTEN
AFGHANISTAN
BAHAMAS
BELARUS (WEISSRUSSLAND)
BURUNDI
CHINA
GUATEMALA 
IRAK
IRAN
JAPAN
JEMEN
JORDANIEN
KASACHSTAN
KONGO (Demokratische Republik) 
KUBA 
KUWAIT
MALAYSIA
PAKISTAN
PHILIPPINEN
QATAR
SAUDI ARABIEN
SINGAPUR
SOMALIA
TAIWAN
THAILAND
USBEKISTAN
VEREINIGTE STAATEN VON AMERIKA
VIET NAM 

88 Prozent der Hinrichtungen des Jahres 2000 fanden in China, Iran, Saudi-Arabien und den USA statt. In China deuten die amnesty international vorliegenden, unvollständigen Daten darauf hin, dass bis Ende des Jahres mindestens 1.000 Menschen hingerichtet wurden - die tatsächliche Zahl liegt vermutlich weitaus höher. Aus Saudi-Arabien wurden 123 Hinrichtungen berichtet, aber die Summe dürfte viel höher liegen. In den USA wurden 85 Menschen hingerichtet, in Iran mindestens 75. Zusätzlich gab es Berichte über mehrere hundert Hinrichtungen in Irak, wobei viele davon außergerichtlich gewesen sein dürften.
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4. Länder mit Todesstrafe 2001

In diesen Ländern sieht das Gesetz die Todesstrafe für normale Verbrechen vor:

ÄGYPTEN
ÄQUATORIAL GUNIEA
ÄTHIOPIEN
AFGHANISTAN
ALGERIEN
ANTIGUA UND BARBUDA
ARMENIEN
BAHAMAS
BAHRAIN
BANGLADESCH
BARBADOS
BELARUS (WEISSRUSSLAND)
BELIZE
BENIN
BOTSWANA
BURUNDI
CHILE
CHINA
DOMINIKANISCHE REPUBLIK
ERITREA
GABUN
GHANA
GUATEMALA
GUINEA
GUYANA
INDIEN
INDONESIA
IRAK
IRAN
JAMAIKA
JAPAN
JEMEN
JORDANIEN
JUGOSLAWIEN (Bundesrepublik)
KAMERUN
KASACHSTAN
KATAR
KIRGISTAN
KENIA
KOMOREN
KONGO (Democratic Republic)
KOREA (Nord
KOREA (Süd)
KUBA
KUWAIT
LAOS
LESOTHO
LIBANON
LIBERIA
LIBYEN
MALAWI
MALAYSIA
MAROKKO
MAURETANIEN
MONGOLEI
MYANMAR
NIGERIA
OMAN
PAKISTAN
PALÄSTINENSISCHE AUTONOMIEGEBIETE
PHILIPPINEN
RUANDA
RUSSISCHE FÖDERATION
SAINT CHRISTOPHER & NEVIS
SAINT LUCIA
SAINT VINCENT & GRENADINES
SAMBIA
SAUDI ARABIEN
SIERRA LEONE
SIMBABWE
SINGAPUR
SOMALIA
SUDAN
SWAZILAND
SYRIEN
TADSCHIKISTAN
TAIWAN
TANZANIA
THAILAND
TRINIDAD UND TOBAGO
TSCHAD
TUNESIEN
UGANDA
USBEKISTAN
VEREINIGTE ARABISCHE EMIRATE
VEREINIGTE STAATEN VON AMERIKA
VIET NAM
Einige Methoden:

Strang

Stuhl

Erschießen

Gaskammer

Giftinjektion

Enthaupten

Steinigung
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KANADA 
Zeichen gegen die Todesstrafe 

Das höchste kanadische Gericht hat Mitte Februar entschieden, dass Tatverdächtige oder einer schweren Straftat Angeklagte nicht ausgeliefert werden dürfen, wenn ihnen im Land der Strafverfolgung die Todesstrafe droht. Kanadas Richter stützen so ausdrücklich den "internationalen Trend gegen Hinrichtungen". 

Das Urteil der Richter ist grundsätzlich: Die kanadische Regierung darf Straftäter nicht an ein anderes Land ausliefern, wenn ihnen dort die Todesstrafe droht. Eine Auslieferung ist nur möglich, wenn die dortigen Behörden versichern, dass auf diese Strafe verzichtet wird. Eine Auslieferung ohne diese Zusage verletze das in der Grundrechtscharta verankerte Recht auf Leben und das Verbot grausamer Bestrafung. Abweichungen sind nur "in außergewöhnlichen Fällen" möglich, die das Gericht jedoch nicht näher definierte. 

Das Urteil, mit dem Kanada Einfluss auf die Justiz anderer Länder nimmt, ist vor allem für die Beziehungen zu den USA bedeutend. Dort kann in 38 Bundesstaaten die Todesstrafe verhängt werden. In Kanada dagegen wurde letztmals 1962 ein Mörder hingerichtet; 1976 wurde die Todesstrafe aus dem allgemeinen Strafrecht und 1998 aus dem Militärstrafrecht gestrichen. 

Um das Verhältnis zu den USA ging es auch in jenem Fall, den der Supreme Court zu entscheiden hatte: Die Regierung will die des dreifachen Mordes verdächtigten Kanadier Glen Burns und Atif Rafay an die USA ausliefern, wo ihnen bei einem Schuldspruch die Todesstrafe oder lebenslange Haft ohne Begnadigung droht. Ihnen wird vorgeworfen, 1994 im Alter von 18 Jahren in Bellevue im US-Bundesstaat Washington aus Habsucht Rafays Eltern und dessen Schwester mit Baseballschlägern getötet zu haben. Der von den USA beantragten Auslieferung stimmte der damalige kanadische Justizminister Allan Rock zu, ohne sich versichern zu lassen, dass die beiden nicht zum Tode verurteilt werden. Der kanadisch-amerikanische Auslieferungsvertrag gibt Kanada das Recht, diese Garantie zu fordern. 

Die neun Richterinnen und Richter des Obersten Gerichts kommen in ihrem einstimmigen Urteil zu der Erkenntnis, dass das kanadische Volk, vertreten durch sein gewähltes Bundesparlament, die Todesstrafe "als akzeptables Element der Strafjustiz" abgelehnt hat. Bemerkenswert ist der Wandel in der Rechtsprechung: Noch vor zehn Jahren hatte das gleiche Gericht zwei Mal die Auslieferung von Straftätern ohne Bedingung gestattet. Heute stützt das Gericht seine Argumentation vor allem auf die Gefahr von Fehlurteilen - und auf den "internationalen Trend" gegen die Todesstrafe. Seit einigen Jahren ist die Zahl der Staaten, in denen nicht mehr hingerichtet wird, größer als die derjenigen, die Todesurteile vollstrecken lassen. 

In Kanada wurden in den vergangenen Jahren fünf Fehlurteile in spektakulären Mordprozessen aufgedeckt: Donald Marshall, David Milgaard, Guy Paul Morin, Thomas Sophonow und Gregory Parsons waren wegen Mordes verurteilt worden, saßen mehrere Jahre im Gefängnis und wurden jetzt unter anderem aufgrund von DNA-Analysen rehabilitiert. Dass die Fehlurteile nur ein verschwindend geringer Bruchteil aller Urteile sind, ist für das Gericht kein Gegenargument. Die Hinrichtung einer einzigen unschuldigen Person durch den Staat sei eine Hinrichtung zu viel. "Rechtssysteme müssen mit der Möglichkeit des Irrtums leben", stellen die Richter fest. Die Enthüllungen über Fehlurteile in Kanada und den USA seien ein "tragisches Zeugnis für die Fehlbarkeit des Rechtssystems". Die Todesstrafe biete jedoch keine Möglichkeit einer späteren Korrektur. 
Gestützt auf Daten von amnesty international stellte das Gericht fest, dass 1948, als die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte verabschiedet wurde, nur acht Länder die Todesstrafe abgeschafft hatten. Heute ist die Todesstrafe in Friedenszeiten in 108 Staaten abgeschafft. In vergleichbaren demokratischen Staaten sei die Entwicklung besonders stark ausgeprägt. Den "Trend" gegen die Todesstrafe sieht das Gericht auch dadurch gestärkt, dass weder die UNO-Tribunale zu Ex-Jugoslawien und Ruanda noch der künftige Internationale Strafgerichtshof diese Strafe verhängen können. 

In Kanada können mit wenigen Ausnahmen nur Straftaten vor Gericht gebracht werden, die im Land selbst begangen werden. Dies würde bedeuten, dass im Ausland begangene Taten ungesühnt blieben, wenn Kanada nicht die geforderten Garantien erhielte. Aber weder dem Gericht noch amnesty international ist ein Fall bekannt, in dem die USA die Zusicherung verweigerten, wenn davon die Auslieferung abhing. 

Eine klare Absage erteilte der Supreme Court jenen Kräften, die befürchten, mit dem Urteil werde die internationale Bekämpfung der Kriminalität behindert und Kanada zum "sicheren Zufluchtsort für Terroristen und Mörder". Jeder Straftäter könne ausgeliefert werden und müsse damit rechnen, für seine Taten lebenslänglich zu büßen. 

Im ersten konkreten Fall beugten sich die Behörden des US-Bundesstaates Washington bereits dem kanadischen Urteil. Schriftlich versicherte ein Staatsanwalt aus dem Bezirk King, dass die Todesstrafe gegen zwei des Mordes verdächtigte Männer weder beantragt noch verhängt werde. Dadurch wird die Auslieferung der beiden möglich. 

Gerd Braune 

Der Autor arbeitet als Korrespondent in Ottawa/Kanada. 
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TODESSTRAFE

Tod für Teenager

Das internationale Recht ist eindeutig in seiner Ablehnung. Doch trotz des Verbots durch die UNO-Menschenrechtspakte werden Minderjährige hingerichtet. amnesty international dokumentierte in den vergangenen zehn Jahren 26 Fälle aus sieben Staaten.

Kasongo war 14 Jahre alt, als er im Januar 2000 in der Demokratischen Republik Kongo zum Tode verurteilt wurde. Die Hinrichtung erfolgte eine halbe Stunde nachdem ein Militärgericht das Urteil verkündet hatte. Der "Kindersoldat" soll gemeinsam mit vier anderen Soldaten einen Autofahrer ermordet haben. Gegen das Urteil war keine Berufung möglich. Lediglich der Präsident hätte ihn begnadigen können.

Die Todesstrafe wird für Täter, die ihre Verbrechen als Minderjährige begangen haben, weltweit geächtet. Dennoch hat amnesty international zwischen 1990 und 2000 insgesamt 26 Verstöße aus sieben Ländern – USA, Demokratische Republik Kongo, Nigeria, Saudi-Arabien, Iran, Jemen und Pakistan - dokumentieren müssen. Oft wurden die Todesurteile nach Verfahren ausgesprochen, die unfair waren und nicht internationalen Rechtsstandards entsprachen.

Mehr als die Hälfte dieser Hinrichtungen fanden in den USA statt, davon alleine vier im vergangenen Jahr. Das bedeutet nicht automatisch, dass in den anderen Staaten weniger Jugendliche hingerichtet wurden, denn anders als in den USA wird im Jemen oder im Iran die Todesstrafe nicht kontrovers in den Medien diskutiert. Außerdem geht dort Hinrichtungen meist kein rechtsstaatliches Verfahren voraus. Das ist allerdings auch in den USA nicht uneingeschränkt gewährleistet. Dort waren zum Jahresende 83 Gefangene inhaftiert, die ihre Verbrechen als Minderjährige begangen haben. Für den 17-jährigen Schwarzen Gary Graham aus Texas bedeutete es das Todesurteil, dass sein Pflichtverteidiger entlastendes Beweismaterial nicht vorlegte. Zwei der Geschworenen gaben nach der Verhandlung eidesstattliche Erklärungen ab, dass sie gegen ein Todesurteil votiert hätten, wenn ihnen das Material bekannt gewesen wäre. Doch die Anwälte stellten die Glaubwürdigkeit der einzigen Augenzeugin nicht in Frage, weil sie offenbar selbst auch von der Schuld ihres Mandanten überzeugt waren. 19 Jahre nach dem Richterspruch wurde Graham im vergangenen Jahr mit der Giftspritze getötet.

Der 17-jährige Christopher Burger wurde von einem Rechtsanwalt vertreten, der nie zuvor in einem Mordfall verhandelt hatte. Weder der Selbstmordversuch vor der Tat noch Gehirnschäden auf Grund massiver Misshandlungen im Kindesalter oder eine diagnostizierte psychische Krankheit des Angeklagten wurden vor Gericht erwähnt. Auch die Hinrichtung psychisch Kranker ist in internationalen Verträgen geächtet, doch wird auch das in den USA ignoriert. Am 7. Dezember 1993 wurde Burger auf dem elektrischen Stuhl hingerichtet. Die USA, die sich selbst als Vorreiter für Demokratie und Menschenrechte sehen, sind neben Somalia zudem der einzige Staat, der die Kinderrechts-Konvention der Vereinten Nationen nicht ratifiziert hat.
Aus anderen Teilen der Welt gelangen Informationen über Hinrichtungen von Minderjährigen nur selten an die Öffentlichkeit. Die bekannten Fälle dürften aber nur die Spitze des Eisbergs sein. Sadeq Mal-Allah war 17 Jahre alt, als er in Saudi-Arabien der Gotteslästerung angeklagt wurde. Nach einem Verfahren, in dem kein Rechtsbeistand zugelassen war, wurde er zum Tode verurteilt. Am 3. September 1992 wurde er geköpft. Der 15-jährige Chidiebore Onuoha beging 1995 einen bewaffneten Raubüberfall in Nigeria. Zwei Jahre später wurde er hingerichtet.

Auch im Iran wurden mehrere Minderjährige hingerichtet. Die dort übliche Praxis von Massenverurteilungen lässt unfaire Gerichtsverfahren vermuten. Während über die Anklage und die Art der Hinrichtung bei vier Jugendlichen nichts Näheres zu erfahren war, wurden die 17-jährigen Ebrahim Qorbanzadeh und Jasem Abrahimi 1999 beziehungsweise 2000 wegen Mordes öffentlich gehenkt.

Erst 13 Jahre alt war Nasser Munir Nasser al'Kirbi, als er im Juli 1993 zusammen mit drei anderen Männern in der jemenitischen Hauptstadt Sana durch den Strick starb. Im folgenden Jahr haben die Machthaber das Alter von Tätern, die zum Tode verurteilt werden können, auf 18 Jahre hochgesetzt.

Auch Pakistan hat im vergangenen Jahr sein Strafrecht entsprechend geändert. Allerdings wurden keine Bestimmungen für die rund 50 Gefangenen erlassen, die zum Tatzeitpunkt jünger als 18 Jahre alt waren und noch im Todestrakt sitzen. 
___________
Kerstin Zyber
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FEEDBACK - Reaktionen und Erfolge 


Bundestagsresolution gegen Todesstrafe 

Parteiübergreifende Kritik an den USA: Mit einem auch mit den anderen Fraktionen und dem Auswärtigen Amt abgesprochenen Antrag haben SPD und Bündnis 90/Die Grünen die USA aufgefordert, die Todesstrafe abzuschaffen. Die Bundesregierung soll – auch gemeinsam mit anderen EU-Staaten - regelmäßig Demarchen gegen Hinrichtungen in den USA übermitteln. Bedenken, dass ein solcher Antrag die Beziehungen zum befreundeten NATO-Partner gefährden könnte, wurden nach längeren Diskussionen verworfen. 

Auch in den USA selbst bleibt die Todesstrafe umstritten: In North Carolina wurde das Todesurteil gegen Marcus Lois Carter kurz vor seiner Hinrichtung am 21. November 2000 in lebenslängliche Haft umgewandelt. Diese Entscheidung ist erst die Zweite ihrer Art seit 16 Jahren. 1989 wurde Carter, der eine zwanzigjährige schwarze Frau ermordet haben soll, von einer ausschließlich weißen Jury zum Tode verurteilt. Fünf schwarze Jurymitglieder waren zuvor von der Anklage ausgeschlossen worden. 
In Florida bewies ein DNA-Test Mitte Dezember die Unschuld des zum Tode verurteilten Frank Lee Smith, der 15 Jahre lang im Todestrakt war, bevor er im vergangenen Jahr an Krebs starb. Eine Vertreterin der Staatsanwaltschaft wurde in den Medien mit dem Satz: "Das ist ein Albtraum" zitiert. 

Zum zweiten Mal hat das Oberste Bundesgericht Mitte November die Hinrichtung von John Paul Penry ausgesetzt. Nach Ansicht des Gerichts waren die Geschworenen sowohl beim ersten Prozess 1980 als auch die Jury beim zweiten Prozess 1990 nicht in der Lage, der geistigen Behinderung des Angeklagten ausreichend Rechnung zu tragen. Der texanische Begnadigungsausschuss hatte Penrys Gnadengesuch bereits abgewiesen, als der erneute Hinrichtungsaufschub gewährleistet wurde. Der Fall sorgte international für Schlagzeilen. 
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Themenbericht 

Die Todesstrafe - Stand der Dinge (Stand: 1. Januar 2001)

April 2001 
AI INDEX: ACT 50/003/2001
Verbindlich ist das Original: The Death Penalty: List of Abolitionist and Retentionist Countries (1 January 2001)
	Mehr als die Hälfte der Länder weltweit hat die Todesstrafe per gesetz oder in der Praxis abgeschafft.

Die ersten vier Listen geben an, ob das Gesetz die Todestrafe weiter vorsieht. Für Länder, die die Todesstrafe abgeschafft haben, ist außerdem - soweit bekannt - das Datum der Abschaffung und der letzten Hinrichtung angegeben. Für Länder, die die Todesstrafe für alle Verbrechen abgeschafft haben, wird zusätzlich angegeben, ob und wann sie für normale Verbrechen abgeschafft wurde. (Angegeben ist das Datum der Entscheidung über die Abschafung, nur wenn zwischen Entscheidung und Durchsetzung der Abschaffung mehrere Jahre liegen, ist das spätere Datum angegeben.)
Die fünfte Liste zeigt diejenigen Länder, die die Todesstrafe per Gesetz seit 1976 abgeschafft haben. Sie zeigt, dass im letzten Jahrzehnt jährlich im Durchschnitt mehr als 3 Länder die Todesstrafe per Gesetz oder für normale Verbrechen abgeschafft haben und dabei sind, sie komplett abzuschaffen.

Am 1. Januar 2001 war der Stand der Dinge wie folgt:

Abgeschafft für alle Verbrechen: 75 Länder
Abgeschafft nur für normale Verbrechen: 13 Länder
Abgeschafft in der Praxis: 20 Länder

Anzahl der Länder, in denen die Todesstrafe per Gesetz oder in der Praxis abgeschafft ist: 108
Anzahl der Länder, die weiterhin die Todesstrafe vorsehen: 87


